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Iran

Vom Wirtschaftsprotest  
zur Systemfrage
Mahtab Qolizadeh

Straßenszene am vergangenen 
Dienstag in der iranischen 

Hauptstadt Teheran:  
Die Verbraucherpreise im Land 

stiegen innerhalb von zwölf Monaten 
um 52 Prozent.
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ausgeweitet, darunter Isfahan, Karaj, 
Malard, Hamadan, Babol sowie mehre-
re kleinere Orte.

Einem am Sonntag veröffentlich-
ten Bericht von „Iran Human Rights“ 
zufolge wurden bei den Protesten 
mindestens 19 Demonstranten getötet 
und Hunderte weitere verletzt oder 
festgenommen. Berichten zufolge ha-
ben die Ordnungskräfte scharfe Mu-
nition und in einigen Gebieten sogar 
schwere Waffen eingesetzt, um die 
Proteste niederzuschlagen. Ein präg-
nantes Merkmal der Proteste ist die 
Radikalität der Parolen. Neben be-
kannten Rufen wie „Tod dem Dikta-
tor“ und „Tod für Khamenei“ lehnen 
die Demonstranten ausdrücklich die 
Islamische Republik ab; einige fordern 
die Wiederherstellung der Monarchie. 
In vielen Städten waren Sprechchöre 
zu hören, die den Begründer der einst 
autokratisch regierenden Herrscher-
dynastie Pahlavi, Reza Shah Pahlavi, 
ebenso feierten wie seinen im Exil le-
benden Enkel, Kronprinz Reza Pahla-
vi, den ältesten Sohn des 1979 gestürz-
ten letzten iranischen Schahs.

Demonstranten skandierten Be-
richten zufolge bei vielen Versamm-
lungen offen die Namen der beiden 
Pahlavi, ohne merkliche Angst vor der 
Polizei: „Reza Shah, ruhe in Frieden“, 
„Dies ist die letzte Schlacht, Pahlavi 
wird zurückkehren“ und „Lang lebe 

der Schah“. Dies markiert einen ent-
scheidenden Unterschied zu früheren 
Protesten: Slogans und Forderungen 
werden deutlicher, die Demonstranten 
artikulieren nicht nur, was sie ableh-
nen, sondern auch ausdrücklich, was 
sie wollen; nämlich einen System-
wechsel. Diese Entwicklung deutet 
darauf hin, dass sich die Öffentlichkeit 
nicht mehr damit begnügt, lediglich 
den Sturz der Islamischen Republik zu 
fordern, sondern nun offen Alternativ-
vorschläge zum Ausdruck bringt.

Berichten zufolge haben die 
iranischen Ordnungskräfte 
scharfe Munition und 
in einigen Gebieten 
sogar schwere Waffen 
eingesetzt, um die Proteste 
niederzuschlagen.

Mit der Intensivierung der Proteste 
bekundeten auch westliche Regierun-
gen klarer als in der Vergangenheit 
ihre Unterstützung für die iranischen 
Demonstranten. Trump sprach am 
vergangenen Freitag auf „Truth So-
cial“ eine unverblümte Warnung an 
die iranische Führung aus: Die USA 

würden eingreifen, um das iranische 
Volk zu schützen, sollten die Streit-
kräfte der Islamischen Republik fried-
liche Demonstranten erschießen. Be-
obachter bezeichneten das als einen 
bedeutenden Wendepunkt in der in-
ternationalen Unterstützung für den 
iranischen Aufstand.

Auch mehrere westliche Politiker 
verurteilten die Islamische Republik 
in ungewöhnlich deutlichen Worten. 
So fragte die deutsche EU-Abgeordnete 
Hannah Neumann (Die Grünen) mit 
Blick auf die Rückkehr der Proteste 
auf die Straßen: „Wie lange kann eine 
islamische Regierung gegen ihr eige-
nes Volk regieren?“ Der israelische Mi-
nisterpräsident Benjamin Netanyahu 
sagte: „Wir in Israel identifizieren uns 
mit dem Kampf des iranischen Volks 
und seinen Bestrebungen nach Frei-
heit und Gerechtigkeit.“ Über Russland 
ließ er die Botschaft übermitteln, dass 
Israel derzeit nicht beabsichtige, die 
Islamische Republik anzugreifen. Ne-
tanyahu verkündete aber auch, dass 
Israel eine Wiederaufnahme des ira-
nischen Atomprogramms militärisch 
verhindern werde.

Hintergrund der Proteste ist die 
Verschlechterung der wirtschaftlichen 
Lage im Iran. In den vergangenen Mo-
naten wurde die Wirtschaft durch ra-
sante Inflation, den freien Fall des Rial 
und die herrschende strukturelle Kor-

Landesweite Unruhen im Iran auf-
grund von Inflation und Währungs-
verfall haben sich zu einer offenen 
Abrechnung mit der Islamischen 
Republik ausgeweitet. Das Regime 
verliert zusehends die ökonomische 
Kontrolle und auch den Rest politi-
schen Rückhalts.

Wieder einmal fegt eine Welle 
landesweiter Proteste über den Iran. 
Auslöser waren zunächst Demonstra-
tionen von Ladenbesitzern in den gro-
ßen Einkaufszentren Teherans und im 
Großen Basar am 28. Dezember, die 
sich innerhalb weniger Tage auf mehr 
als neun Provinzen ausweiteten. Zwar 
waren wirtschaftlicher Druck und der 
Anstieg des Wechselkurses auf über 
145.000 Toman pro US-Dollar (ein To-
man sind zehn Rial) der unmittelbare 
Anlass, doch die Parolen radikalisier-
ten sich rasch: Sie richten sich direkt 
gegen die Islamische Republik und for-
dern offen den Sturz des herrschen-
den Systems.

Internationale Entwicklungen ha-
ben die Demonstranten weiter ermutigt, 
darunter die Verhaftung des venezola-
nischen Präsidenten Nicolás Maduro, ei-
nes engen Verbündeten des Iran, durch 
das US-Militär sowie die öffentliche 
Unterstützung der Proteste durch US-
Präsident Donald Trump. Die Unruhen 
haben sich auf Städte im ganzen Land 
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ruption an den Rand des Zusammen-
bruchs getrieben. Besonders deutlich 
zeigt sich die Krise im Bankensystem. 
Eine der größten Privatbanken des 
Iran, Ayandeh, die dem regimenahen 
Geschäftsmann Ali Ansari gehörte, 
wurde im Oktober nach Jahren der 
Verluste und gescheiterten Restruk-
turierungsversuche aufgelöst. Sämt-
liche Vermögenswerte, Einlagen und 
Filialen gingen an die staatliche Bank 
„Melli Iran“ über.

Im vergangenen Jahr verlor die ira-
nische Landeswährung erheblich an 
Kaufkraft und der Dollar-Wechselkurs 
verdreifachte sich innerhalb weniger 
Monate; ein Signal dafür, dass die Re-
gierung nicht mehr fähig ist, den De-
visenmarkt künstlich zu stabilisieren. 
Jahrelang hatte der Staat versucht, 
den schlechten Kurs zum Dollar durch 
Marktinterventionen und Einspeisung 
von Einnahmen aus dem Ölgeschäft 
wenigstens etwas zu verbessern. Auf-
grund schrumpfender Devisenreser-
ven und verschärfter Sanktionen sind 
diese Instrumente jedoch weitgehend 
wirkungslos geworden. Ein beträcht-
licher Teil der Öleinnahmen bleibt 
eingefroren in Offshore-Trusts zur 
Umgehung der seit Ende September 
vergangenen Jahres wieder greifen-
den Sanktionen, durch die internati-
onale Finanztransaktionen erschwert 
werden, und fließt nicht in die heimi-
sche Wirtschaft zurück.

Diese Entwicklung zwang die Re-
gierung zur Einrichtung einer zwei-
ten Devisenhandelsplattform – eines 
halbliberalisierten Markts, der den 
offiziellen Wechselkurs nahe an das 
weit höher liegende Niveau des freien 
Markts heranführte. Bis vor kurzem 
wurden viele lebenswichtige Güter, 
darunter Grundnahrungsmittel, Pro-
duktionsmittel und Medikamente, zu 
einem subventionierten Wechselkurs 
von 28.500 Toman pro US-Dollar im-
portiert. Eine abrupte Anhebung die-
ses Kurses auf 131.000 Toman führte 
landesweit zu drastischen Preissteige-
rungen bei Lebensmitteln.

Die monatliche Inflationsrate liegt 
inzwischen zum Teil bei rund vier Pro-
zent, die Verbraucherpreise stiegen 
innerhalb von zwölf Monaten um 52 
Prozent. Der iranische Ökonom Hus-
sein Abdoh Tabrizi warnte, Versäum-
nisse bei der Inflationsbekämpfung 
könnten das Land in eine Hyperinfla-
tion treiben. Sollte die derzeitige jähr-
liche Preissteigerungsrate von rund 60 
Prozent anhalten und im Staatshaus-
halt nicht gekürzt werden, drohe der 
Rial, nahezu in die Wertlosigkeit zu fal-
len – mit der Gefahr, dass die Inflation 
sprunghaft auf 3.000 Prozent ansteige. 
Dass der Iran einen wirtschaftlichen 
Zusammenbruch nach venezolani-
schem Muster erleben könnte, hat sich 
in der Bevölkerung zu einer weitver-
breiteten Angst entwickelt.

Um die Folgen der Subventions-
streichungen abzufedern, stellte das 
Regime einen außergewöhnlichen 
Plan vor: Jeder iranische Bürger soll 

vier Monate lang monatlich eine Mil-
lion Toman (ungefähr sechs Euro) für 
den Kauf von Grundgütern erhalten. 
Aufgrund des Devisenmangels ent-
schied sich die Regierung, die Verbrau-
cher durch Erhöhung der kursieren-
den Geldmenge und Kreditaufnahme 
zu entschädigen. Einen Wechselkurs 
von 28.500 Toman pro Dollar voraus-
gesetzt, würden die jährlichen Kosten 
dieser Maßnahme rund 30 Milliarden 
Dollar betragen – deutlich mehr als die 
bislang etwa zwölf Milliarden Dollar, 
die jährlich für subventionierte Im-
porte aufgewendet wurden. Beobach-
ter werten den Plan daher als kurz-
fristige Beruhigungsmaßnahme, die 
langfristig die Inflation weiter anhei-
zen dürfte. Trotz dieser Zusage ebbten 
die Proteste nicht ab.

Auch die politischen Krisensympto-
me mehren sich. Das Parlament lehnte 
den Haushaltsplan der Regierung von 
Präsident Masoud Pezeshkian für 2026 
bis 2027 ab; mehrere zuvor beschlos-
sene Sparmaßnahmen wurden zu-
rückgenommen, da viele Abgeordnete 
die wirtschaftlichen Auswirkungen als 
zu belastend für breite Bevölkerungs-
schichten ansehen. Zuvor hatte die 
Regierung versucht, durch die Ablö-
sung von Mohammad Reza Farzin als 
Zentralbankgouverneur den Unmut 
zu besänftigen. Schließlich wurde Ab-
dolnaser Hemmati, ein ehemaliger 
Wirtschaftsminister, erneut an die 
Spitze der Zentralbank berufen – den 
Posten hatte er bereits 2018 bis 2021 
inne. Seine Rückkehr, nur wenige Mo-
nate nachdem das Parlament ihn als 
Minister abgesetzt hatte, verdeutlicht 
das Ausmaß der Krise: Mangels glaub-
würdiger Kandidaten griff das Esta-
blishment auf bereits diskreditiertes 
Personal zurück.

Die wirtschaftlich motivierten Pro-
teste haben rasch einen politischen 
und zusehends revolutionären Cha-
rakter angenommen. Iranische Ana-
lysten diskutieren inzwischen über 
eventuelle Angriffe die USA oder Is-
raels oder gezielte Operationen nach 
Vorbild des US-amerikanischen Vor-
gehens in Venezuela. Die Regierung 
steht einer gelähmten Wirtschaft und 
einer immer aufgebrachteren Bevöl-
kerung gegenüber, während sie poli-
tisch so fragil erscheint wie nie zuvor. 
Gleichzeitig scheinen sich die sehr un-
terschiedlichen oppositionellen Kräfte 
nunmehr auf gemeinsames Ziel eini-
gen zu können: die Abschaffung der 
Islamischen Republik – und sei es zur 
Not durch die Wiedererrichtung der 
Monarchie. Die britische Tageszeitung 
„The Times“ berichtete am Sonntag 
unter Berufung auf eine Geheim-
dienstquelle, dass der Oberste Führer 
Ayatollah Ali Khamenei plane, nach 
Moskau zu fliehen, falls seine Trup-
pen die Unruhen nicht unterdrücken 
können.

Mahtab Qolizadeh ist freie Journalistin und 
bearbeitet hauptsächlich Wirtschafts- und 
Finanzthemen.

Ministère de la Mobilité et des 
Travaux publics 
 
Administration des bâtiments 
publics

Avis de marché

Procédure : 10 européenne ouverte 

Type de marché : travaux

Date limite de remise des plis : 
11/02/2026 10:00 

Lieu : 
Les offres sont obligatoirement et 
exclusivement à remettre via le portail 
des marchés publics avant la date et 
l’heure fixées pour l’ouverture.

Intitulé : 
Travaux d’installations électriques 
à exécuter dans l’intérêt de la 
modernisation des installations 
techniques de Police Lëtzebuerg au 
Verlorenkost.

Description : 
-	 Tableaux de distribution basse 

tension : 4 pces 
-	 Travaux de modification sur les 

tableaux de distribution existants : 
4 pces 

-	 Démontage d’UPS : 2 pces 
-	 Installation de nouveaux UPS : 

2 pces 
-	 Installation d’un système RCM : 

1 forf. 
-	 Installation de PDU : 110 pces 
-	 Installation de STS : 14 pces 
-	 Câbles : env. 2.100 m  
-	 Luminaires (intérieures) : 

env. 15 pces 

La durée des travaux est de 
80 jours ouvrables, à débuter le 
1er semestre 2026. 
Les travaux sont adjugés à prix 
unitaires.

Conditions d’obtention du dossier : 
Les documents de soumission peuvent 
être retirés via le portail des marchés 
publics (www.pmp.lu).

Réception des plis : 
Les offres sont à remettre via le portail 
des marchés publics (www.pmp.lu).

No avis complet sur pmp.lu : 2600012

Ministère de la Mobilité et des 
Travaux publics 
 
Administration des bâtiments 
publics

Avis de marché

Procédure : 10 européenne ouverte 

Type de marché : travaux

Date limite de remise des plis : 
10/02/2026 10:00 

Intitulé : 
Travaux de construction en bois et de 
structures métalliques à exécuter dans 
l’intérêt de l’antenne régionale MENJE à 
Esch-sur-Alzette.

Description : 
Travaux de charpente métallique 
et travaux de charpente en bois 
préfabriquée et dalle massive en 
lames de bois. La durée des travaux 
est de 135 jours ouvrables, à débuter 
le 2e semestre 2026. Les travaux sont 
adjugés à prix unitaires.

Critères de sélection : 
Toutes les conditions de participation 
sont indiquées dans les documents de 
soumission.

Conditions d’obtention du dossier : 
Les documents de soumission peuvent 
être retirés via le portail des marchés 
publics (www.pmp.lu).

Réception des plis : 
Les offres sont obligatoirement et 
exclusivement à remettre via le portail 
des marchés publics avant la date et 
l’heure fixées pour l’ouverture.

No avis complet sur pmp.lu : 2503193
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